
Die Einheit von Frieden und Menschenrechten

Wie ist es zu erklären, daß Fragen der Gleichberech­
tigung und Entwicklung der Frauen, die in jeder Hin­
sicht von den inneren Zuständen eines Landes bestimmt 
werden und im wesentlichen das Verhältnis des einzel­
nen zu seinem Staat betreffen, im Rahmen einer inter­
nationalen Organisation wie der UNO aufgeworfen 
werden? Noch vor etwa 40 Jahren wäre es unvorstell­
bar gewesen, daß der Völkerbund eine ähnliche Resolu­
tion angenommen hätte — und dazu mit einer so mobi­
lisierenden Wirkung — wie die UNO im Jahre 1972. 
Das hängt damit zusammen, daß die Sicherung der 
Grundrechte und elementaren Freiheiten für jeder­
mann, unabhängig davon, welcher Rasse er angehört, 
welchen Geschlechts er ist und welche politischen oder 
religiösen Überzeugungen er vertritt, als ein wesent­
licher Bestandteil der internationalen Friedenssiche­
rung erkannt worden ist. Die Verbrechen des Hitler­
faschismus hatten deutlich gemacht, daß Unterdrückung 
der Menschenrechte und Aggressivität gegenüber ande­
ren Völkern und Staaten zwei Seiten ein und derselben 
Sache sind. Die Zerschlagung des Faschismus führte 
deshalb zu der Erkenntnis, daß die Achtung und die 
Gewährleistung der Menschenrechte innerhalb eines 
Staates untrennbar mit der Achtung der Souveränität 
anderer Staaten und des Selbstbestimmungsrechts ande­
rer Völker verbunden sind./5/ Folgerichtig wurden in 
Art. 1 Ziff. 2 und 3 der UNO-Charta zwei zusammen­
hängende neue Völkerrechtsgrundsätze formuliert:
— „freundschaftliche Beziehungen zwischen den Natio­

nen zu entwickeln, die auf der Achtung des Prinzips 
der Gleichberechtigung und des Selbstbestimmungs­
rechts der Völker beruhen, und andere geeignete 
Maßnahmen zur Stärkung des Weltfriedens zu er­
greifen“ sowie

— „internationale Zusammenarbeit zu erreichen bei der 
Lösung internationaler Probleme wirtschaftlicher, 
sozialer, kultureller oder humanitärer Art und bei 
der Förderung und Festigung der Achtung der Men­
schenrechte und der Grundfreiheiten aller, ohne Un­
terschied von Rasse, Geschlecht, Sprache oder Reli­
gion.“

Die Einfügung dieser Aufgaben in die Grundziele der 
UNO — woran die Sowjetunion einen entscheidenden 
Anteil hatte/6/ — geschah zu dem Zweck, die innerstaat­
lichen Fundamente der internationalen Friedenssiche­
rung zu stärken, bei gleichzeitiger Wahrung der staat­
lichen Souveränität Die Menschenrechte und demokra­
tischen Grundfreiheiten sind dabei als das auf den 
einzelnen bezogene Selbstbestimmungsrecht des jewei­
ligen Volkes aufzufassen/7/, so wie das Selbstbestim­
mungsrecht als die Grundlage der staatlichen Souverä­
nität begriffen wird. Außerhalb des Staates existieren 
keine Menschenrechte und sind sie auch nicht vor- 
stellbar./8/
Dieser Zusammenhang zwischen Frieden, Selbstbestim­
mungsrecht und Menschenrechten darf nie aus dem 
Auge verloren werden, sonst erscheint der einzelne als 
losgelöst von der Staats- und Gesellschaftsordnung, in 
der er lebt, arbeitet und seine staatsbürgerlichen Rechte 
wahmimmt und die allein in der Lage ist, ihm diese
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Rechte zu garantieren. Wird der Zusammenhang ver­
gessen, dann erhält der Kampf um den Frieden ein 
etatistisches Übergewicht, wird er eine alleinige Auf­
gabenstellung für die Staaten und damit u. U. losgelöst 
von den Kämpfen und Wünschen der Völker./9/

Die Rechte der Frau im Komplex der Menschenrechte

Karl M a r x  hat treffend dargelegt, daß die vollstän­
dige Beseitigung der Diskriminierung der Frauen tief­
greifende soziale Umwälzungen voraussetzt:

„Jeder, der etwas von der Geschichte weiß, weiß 
auch, daß große gesellschaftliche Umwandlungen 
ohne das weibliche Ferment unmöglich sind. Der ge­
sellschaftliche Fortschritt läßt sich exakt messen an 
der gesellschaftlichen Stellung des schönen Ge­
schlechts (die Häßlichen eingeschlossen).“/10/ 

Demgemäß ist die Forderung nach realer Gleichberech­
tigung der Frau von jeher eine wichtige Forderung der 
internationalen Arbeiterbewegung. Schon das erste 
Parteiprogramm der SD APR, das im Jahre 1903 auf 
dem II. Parteitag angenommen wurde, erhielt auf Le­
n i n s  Verlangen den Zusatz „völlige rechtliche Gleich­
stellung der Frau mit dem Manne“ ./ll/
Das Beispiel der sozialistischen Staaten, in denen das 
Prinzip der Gleichberechtigung der Geschlechter mate­
riell und juristisch garantiert ist, hat die Aktivitäten 
der UNO zur Förderung und zum Schutz der Rechte 
der Frauen im Komplex der Menschenrechte erheblich 
beeinflußt.
Die wichtigsten Stationen auf dem Wege der interna­
tionalen Zusammenarbeit der Staaten zum Schutze der 
Menschenrechte sind:
— die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte vom

10. Dezember 1948,
— das Abkommen über die Verhütung und Bestrafung 

des Völkermordes vom 9. Dezember 1948,
— die Internationale Konvention über die Beseitigung 

aller Formen der Rassendiskriminierung vom 21. De-
' zember 1965,

— die Internationale Konvention über zivile und poli­
tische Rechte vom 16. Dezember 1966,

— die Internationale Konvention über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte vom 16. Dezember 
1966/12/,

— die Konvention über die Bekämpfung und Bestra­
fung des Apartheid-Verbrechens vom 30. November 
1973./13/

Daneben haben die Staaten Spezialkonventionen ge­
schaffen, in denen sie sich verpflichten, für bestimmte 
Bevölkerungsgruppen in ihren Ländern spezielle Ziele 
und Aufgaben durchzusetzen, um die gleichberechtigte 
Teilnahme der betreffenden Menschen an der Realisie­
rung des Selbstbestimmungsrechts ihres Volkes und 
damit an der internationalen Friedenssicherung zu ge­
währleisten. Solche Spezialkonventionen betreffen vor 
allem die Frauen./14/
Bereits am 20. Dezember 1952 wurde die Konvention 
über die politischen Rechte der Frau angenommen. Sie 
fordert, daß alle Staaten der Welt den Frauen gleiches
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